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Einleitung

32 Abgeordnete des Bundestages und 16 Mitglieder des Bundesrates formen in 
Friedenszeiten den Gemeinsamen Ausschuss, dem im Verteidigungsfall sämtliche 
Kompetenzen beider Verfassungsorgane einheitlich zuteilwerden, die sonst in den 
Händen von mindestens 598 Bundestagabgeordneten sowie Vertretern des Bundes-
rates liegen. Durch die personelle Zusammenschrumpfung zu einem Notparlament 
soll eine schnelle und effektive Entscheidungsfindung im Verteidigungsfall herbei-
geführt werden – unter Berücksichtigung der Anforderungen, die der Rechtsstaat 
eben auch an die Bewältigung von Ausnahmesituationen stellt.

War in den 1960er Jahren seine Einfügung über Art. 53a GG in die Verfassung 
mit dem 17. Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes noch ein Prestigeprojekt, 
das der politischen Debatte zwischen umfassendem Parlamentarismus und einer 
schnellen Reaktionsfähigkeit der Exekutive für den Verteidigungsfall entsprang, 
legte sich im Laufe der Zeit ein grauer Schleier über den Gemeinsamen Aus-
schuss – zumindest was seine rechtliche Bedeutsamkeit für die Machtverhältnisse 
im Rechtsstaat anbelangte. Maßgeblicher Grund dafür war, dass seither der Eintritt 
des Verteidigungsfalles im Sinne von Art. 115a Abs. 1 GG, der die Aktivierung 
seiner Ausnahmebefugnisse gem. Art. 115e Abs. 1 GG bedeutet hätte, ausblieb. 
Dennoch ist der Gemeinsame Ausschuss in diesen Monaten gegenwärtiger denn 
je: In Zeiten der Corona-Pandemie flammt eine, wenn auch zum jetzigen Zeitpunkt 
noch nicht ausgereifte, Debatte über die Einsetzung eines allgemeinen Notparla-
ments zur Pandemiebewältigung auf.1 Die Einsetzung eines verkleinerten Parla-
ments in verschieden gelagerten Ausnahmesituationen scheint auf den ersten Blick 
eine attraktive Lösung zur effektiven und flexiblen Bewältigung derartiger Krisen. 

Zu diesem positiven Bild des Notparlaments trägt seit jeher die Konzeption des 
Gemeinsamen Ausschusses als Gegenmodell zum Weimarer Notstand als Stunde 
der Exekutive und damit als wesentlicher Bestandteil moderner Rechtsstaatlich-
keit bei. Mit Blick auf seine Entstehungsgeschichte war der Gedanke prägend, 
die Ausübung der Staatsgewalt in seiner Gesamtheit in Friedenszeiten wie im 
Verteidigungsfall auf verschiedene Funktionsträger des Verfassungsstaates zu 
verteilen und in ein System gegenseitiger Kontrolle einzuflechten, insofern also 
den Anforderungen, die die Gewaltenteilung des Grundgesetzes aufstellt, zu ge-
nügen. Der Gemeinsame Ausschuss soll de jure als eigenständiges Verfassungs-
organ im Sinne eines echten Notparlaments im Zentrum dieses gewaltenteiligen 
Systems stehen; er soll in Ausnahmesituationen in einem Geflecht verschiedener, 
ausbalancierter Funktionen und Funktionsträger aufgehen, um die rechtsstaatliche  

	 1	Dazu z. B. C. und S. Schönberger, Regiert bald ein Notausschuss?, FAZ v. 26. 03. 2020.
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Bewältigung dieser zu gewährleisten. Aber hält dieser auch, was er verspricht? 
Genügt der Gemeinsame Ausschuss den Anforderungen, die das Grundgesetz an 
die Gewaltenteilung stellt?

Die im Zuge der Corona-Pandemie aufgeflammte Debatte über die Einsetzung 
eines allgemeinen Notparlaments zur Bewältigung pandemieartiger Krisen in Zu-
sammenschau mit der entstehungsgeschichtlichen Bedeutsamkeit des Prinzips der 
Gewaltenteilung für den Gemeinsamen Ausschuss gibt Anlass, sich mit vorstehen-
den Fragen zu befassen. Die Einordnung des Gemeinsamen Ausschusses in das ver-
fassungsrechtliche System der Gewaltenteilung nach Art. 20 Abs. 2 S. 2 GG steht 
daher im Mittelpunkt dieser Abhandlung. Darum wird es in dieser Abhandlung 
gehen – zunächst abstrakt und dann konkret um die Bewertung des Gemeinsamen 
Ausschusses am Maßstab der Gewaltenteilung. 

Fragestellungen

Hält der Gemeinsame Ausschuss, was er entstehungsgeschichtlich unter dem 
Gesichtspunkt der Gewaltenteilung verspricht? Die Abhandlung setzt sich im Zuge 
der Beantwortung dieser Forschungsfrage damit auseinander, inwiefern der Ge-
meinsame Ausschuss nach Art. 53a GG in das verfassungsrechtliche System der 
Gewaltenteilung gem. Art. 20 Abs. 2 S. 2 GG einzuordnen ist und ob seine Kon-
zeption und Kompetenzen den Anforderungen dieses grundgesetzlichen Prinzips 
genügen. Die Beantwortung der Forschungsfrage mündet also in der konkreten 
Einordnung bzw. der Zuordnung einer Rolle im System der Gewaltenteilung des 
Grundgesetzes und der Bewertung seiner Konzeption und Kompetenzen als ver-
fassungskonform respektive verfassungswidrig. 

Auf dem Weg zur Beantwortung der Forschungsfrage werden in den Kapiteln 1 
bis 4 verschiedene Teilfragen beleuchtet: Welche Bedeutung spielte das Prinzip 
der Gewaltenteilung für die Konstituierung von Art. 53a GG (1. Kapitel)? Was sind 
die historischen Pfeiler des Prinzips der Gewaltenteilung und welche Rolle spielen 
sie für die gegenwärtige Verfassungsanalyse (2. Kapitel)? Was sind die Grund-
pfeiler des Prinzips der Gewaltenteilung nach Art. 20 Abs. 2 S. 2 GG? Wie lassen 
sich die drei Funktionen Gesetzgebung, vollziehende Gewalt und Rechtsprechung 
voneinander trennen? Was sind die verfassungsrechtlichen Anforderungen an die 
Gewaltenverschränkung? Lässt sich ein Maßstab der Gewaltenteilung entwickeln, 
der Universalaussagen des Prinzips generiert, an denen sich Kompetenzen und 
Funktionsträger messen lassen müssen (alle 3. Kapitel)? Was bedeutet das für 
den Gemeinsamen Ausschuss? Genügen seine Konzeption und Kompetenzen aus 
Art. 53a i. V. m. Art. 115a ff. GG den dadurch statuierten Anforderungen der Ge-
waltenteilung (alle 4. Kapitel)? 

Und letztlich verfolgt das 5. Kapitel die ganz eigene Fragestellung, ob nach die-
sen Erkenntnissen die Einsetzung des Gemeinsamen Ausschusses auch außerhalb 
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des Verteidigungsfalles etwa zur gewaltenteiligen Bewältigung von Pandemien 
verfassungsrechtlich geboten sein kann.

Gang der Darstellung

Eine Annäherung an die Forschungsfrage und die Einordnung des Gemeinsamen 
Ausschusses in das verfassungsrechtliche System der Gewaltenteilung erfolgen stu-
fenartig. In dem 1. Kapitel „Die Bedeutsamkeit des Prinzips der Gewaltenteilung 
für den Gemeinsamen Ausschuss nach Art. 53a GG“ wird grundsätzlich geklärt, 
warum und in welcher Weise das Verfassungsprinzip der Gewaltenteilung Bedeu-
tung für den Gemeinsamen Ausschuss nach Art. 53a GG erlangen konnte. Hierbei 
ist es unerlässlich, auf die Entstehungsgeschichte, insbesondere die Einfügung 
der Notstandsverfassung mit dem 17. Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes 
von 1968, einzugehen (I.). Ferner gilt es, anhand der aus der Genese gewonnenen 
Erkenntnisse die entstehungsgeschichtliche Rolle des Gemeinsamen Ausschusses 
im Verfassungsgefüge zu skizzieren (II.). Schnell wird in diesem 1. Kapitel klar 
werden: Das Prinzip der Gewaltenteilung hat besondere Bedeutung für die Etab-
lierung des Art. 53a GG. Warum könnte die Einsetzung eines verkleinerten Not-
parlaments zur Bewältigung fundamentaler Krisen unter dem Gesichtspunkt der 
Gewaltenteilung dennoch problematisch sein (III.)? Die Beantwortung dieser Frage 
bildet gleichzeitig den Schlusspunkt des 1. Kapitels und die Grundlage für die sich 
anschließende verfassungsrechtliche Analyse in den darauffolgenden Kapiteln.

Um dann die Einordnung des Gemeinsamen Ausschusses in das Prinzip der 
Gewaltenteilung vornehmen zu können, ist auf der nächsten Stufe erforderlich, 
das verfassungsrechtliche System der Gewaltenteilung als rechtlichen Maßstab 
zu verstehen und seine Inhalte sowie Grenzen zu erfassen. Die Idee der Mäßi-
gung staatlicher Gewalt zur Verhütung von Machtmissbrauch ist allerdings keine 
originäre Erfindung des Grundgesetzes, sondern kann als klassisches Ordnungs-
prinzip von Maß und Mitte auf eine lange Entstehungs- und Erfolgsgeschichte 
zurückblicken. In dem 2. Kapitel „Die Gewaltenteilung als tradiertes Ordnungs-
prinzip – Ein Überblick von der Antike bis zur Gegenwart“ geht es daher um die 
Auseinandersetzung mit der Uridee des Gewaltenteilungsprinzips, also um die 
Gliederung staatlicher Machtausübung in gesetzgebende, vollziehende und recht-
sprechende Gewalten aus ihren ideengeschichtlichen Wurzeln heraus. Von einem 
Prinzip lässt sich im Verfassungskontext aber immer erst dann sprechen, wenn ein 
verfassungsrechtliches Element über seinen Wortlaut hinaus allgemeine Geltung 
für sich in seiner Anwendung beansprucht. Bei dem Prinzip der Gewaltenteilung 
lässt sich diese Allgemeingültigkeit vor allem auf seine Zwecksetzung (I.), seine 
Entwicklungsetappen von der Antike (II.) über die Neugliederung monarchischer 
Strukturen bei John Locke und Charles de Montesquieu (III.) bis hin zur Gegen-
wart sowie seine tradierte Bedeutung für die Entwicklung moderner Verfassungs-
staaten (IV.) zurückführen.


